Anlage 1 zur GRDrs 773 / 2011

Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
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1.
 Antrag, Stellenausstattung

Schaffung einer auf zwei Jahre befristeten Planstelle ( 20 %) für die Koordination der Photovoltaikanlagen bei der Abteilung Energiewirtschaft im Amt für Umweltschutz.
2.
Schaffungskriterien


Arbeitsvermehrung. Die Schaffung ist zur Fortführung der vom Gemeinderat beschlossenen Aufgaben (GRDrs 719 / 2009) erforderlich. Bislang wurden zur Erfüllung dieser Tätigkeit befristete Stellenanteile eingesetzt, die nur noch bis 31.12.2011 zur Verfügung stehen.


Kostenneutralität ist durch zusätzliche Pachteinnahmen gegeben.

3.
Bedarf

3.1 Anlass
Mit GRDrs 719 / 2009 hat der Gemeinderat die Vergabe von städtischen Dächern zur Errichtung von Photovoltaikanlagen über eine Solardachbörse beschlossen; die Umsetzung liegt in der Verantwortung der Abteilung Energiewirtschaft im Amt für Umweltschutz (36-5). Diese Abteilung koordiniert diese Aufgabe innerhalb der Stadtverwaltung und ist zentraler Ansprechpartner für alle Interessenten und Beteiligten. 

Die Abteilung übernimmt die Auswahl geeigneter Dachflächen, die Einstellung der Dächer in die Solardachbörse und die Koordination der Dachnutzer mit den Schnittstellen innerhalb der Stadtverwaltung. Seit 2007 wird eine Liste mit allen in Frage kommenden Dächern geführt und seit 2010 detaillierter gepflegt. Erfasst werden z.B. die Interessenten, besondere Bedingungen, wie z.B. Denkmalschutz, anstehende Dachsanierungen oder Statiken. Die Aufgabe umfasst weiter die Abstimmung mit den betroffenen Ämtern (Hochbauamt, Amt für Stadtplanung und Stadterneuerung - Bereich Denkmalschutz -, Garten-, Friedhofs- und Forstamt, Sportamt, Schulverwaltungsamt, Amt für Liegenschaften und Wohnen etc.).

Die Nutzung einer Dachfläche durch externe Betreiber wird durch einen Gestattungsvertrag, den 36-5 vorbereitet und gegebenenfalls anpasst, geregelt. Bei der Errichtung von Anlagen sind wegen sich verändernden Randbedingungen (Blitzschutzanforderungen, Einspeisebedingungen, begrünte Dachflächen) Anpassungen kontinuierlich notwendig. Die Verträge werden von den Investoren, dem jeweiligen gebäudeverwaltenden Amt / Eigenbetrieb und von 36-5 (Koordinator) unterzeichnet.
Auch alle internen und externen Anfragen zum Thema Photovoltaik werden bei 36-5 bearbeitet. Mit o. g. GRDrs wurde eine einmalige Gebühr bei Vertragsabschluss und eine jährliche Pacht beschlossen. Gebühr und Pacht sind variabel und werden durch die Größe der Anlagen bestimmt: pro installierter PV-Leistung (kWp) fällt eine Gebühr in Höhe von 190 Euro an. Die jährliche Pacht über 20 Jahre beträgt 8 Euro.

Seit Ende März 2010 wurden über die Dachbörse 6 PV-Anlagen realisiert. Diese sechs Anlagen haben eine Leistung von insgesamt 346 kWp. Die Einmalgebühr beträgt 65.500 Euro. Die erwartete Pacht für die nächsten 20 Jahre beträgt 55.400 Euro.

Für 6 weitere Anlagen wurde ein Gestattungsvertrag vorbereitet, der zur Unterschrift vorliegt. Für diese Anlagen ist eine Leistung von 250 kWp veranschlagt. Das entspricht einer Einmalgebühr von 47.500 Euro und einer Pachteinnahme über die nächsten 20 Jahre von 40.000 Euro.
Gleichzeitig konnten im Jahr 2010 drei stadteigene Anlagen aufgrund der Initiative des Amts für Umweltschutz aufgebaut werden. Dabei handelt es sich um Anlagen auf dem Vereinsheim Lauchäcker (20 kWp), auf den Dächern der Berger Schule (9 kWp) und der Jörg-Ratgeb-Schule (137 kWp).

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Seit März 2010 werden die oben beschriebenen Aufgaben mit 20 % „abteilungsfremden“ Stellenanteilen erledigt. Diese Lösung konnte letztmalig bis zum 31.12.2011 verlängert werden. 
Aufgaben, die über die reine Koordination hinausgehen, konnten bislang nicht wahrgenommen werden. Beispielsweise war eine Teilnahme an der Solarbundesliga (Solarhauptstadt) aus Kapazitätsgründen nicht möglich, obwohl dies mehrfach durch GR-Anfragen eingefordert wurde.
3.3 
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen


Wenn die 0,20 Stellenanteile nicht geschaffen werden, kann die notwendige Betreuung der Photovoltaik nur noch in entsprechend reduziertem Umfang wahrgenommen werden. Es gäbe in der Stadtverwaltung keinen zentralen Ansprechpartner und die Solardachbörse könnte nur noch mit Einschränkungen aufrechterhalten werden.

Mit den 0,2 Stellenanteilen konnten die oben beschriebenen Einnahmen für die Stadt erzielt werden. Werden die weiteren zur Verfügung stehenden Dachflächen nicht vergeben, werden auch keine weiteren Einnahmen erwirtschaftet. 

4.
Stellenvermerk 
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